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Gremium Sitzung Beratungsstand  

15.10.2008 BVV BVV/21/XVIII mit Änderungen in der BVV beschlossen 

Antrag 

Informationspflicht einfordern 

 - mit Textergänzung - 
 
Die Bezirksverordnetenversammlung möge beschließen: 
 
Das Bezirksamt wird ersucht, sich dafür einzusetzen, dass das Job-Center seiner Informationspflicht bei Weg-
fall von Leistungen auf Grund sich verändernder gesetzlicher Regelungen explizit nachkommt und die Leis-
tungsempfänger auf die Möglichkeit der Beantragung von Wohngeld und Kindergeldzuschlag hinge-
wiesen werden. 
 
Begründung: 
 
Durch die Veränderung der Bezugsgrenzen des Kindergeldzuschlages ab 1. Oktober 2008 sind mehr Eltern 
und Alleinerziehende berechtigt, diesen Zuschlag zu beantragen.  
 
Bei Geringverdienern, die neben ihrer Entlohnung noch Anspruch auf ALG II (Aufstocker) haben, kann der Fall 
eintreten, dass die Leistungen gemäß SGB II wegfallen, da nunmehr „vorrangige“ Leistungen in Anspruch 
genommen werden müssen. 
 
Mit dem Einstellen der Leistungen und dem Hinweis des Job-Centers auf Anspruch von „vorrangiger Leistung“ 
können viele Menschen nichts anfangen. Die Betroffenen müssen vom Job-Center explizit den Hinweis be-
kommen, schnellstmöglich Wohngeld bei der Wohngeldstelle und den Kindergeldzuschlag bei der Kindergeld-
stelle zu beantragen. Je schneller dieser Umstellungsprozess abläuft, je geringer ist die Gefahr, dass diese 
Familien, besonders die Alleinerziehenden, in finanzielle Schwierigkeiten geraten. 
 
Berlin-Neukölln, den 07.10.2008 Grüne/GRAUE/LINKE,  Fraktionsvorsitzende,   
 (Antragsteller, Fragesteller bzw. Berichterstatter) 

Abstimmungsverhalten:       Fraktionslose  
Einstimmig  SPD CDU Grüne FDP GRAUE LINKE Bezirksve rordnete 
� � JA  � � � � �� �� �� ��

 NEIN � � � � �� �� �� � 

 ENTH. � � � � �� �� �� � 

 

Ergebnis: 

� beschlossen  (mit Änderung )��� Kenntnis genommen� � abgelehnt  �

� zurückgezogen � vertagt � gegenstandslos 

� überwiesen in den Ausschuss für  (federführend) 

 � zusätzlich in den Ausschuss für   

 � und in den Ausschuss für   

� beantwortet � schriftlich 

� BzBm/FinWi  � BüDGes   � BiSchulKuSport � SozWohnUm  � Bau � Jug  


